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1. Instanz

Aktenzeichen S 38 AS 2558/20
Datum 17.01.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 351/23
Datum 15.05.2023

3. Instanz

Datum -

Tenor:

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts
Gelsenkirchen vom 17.01.2023 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger wendet sich mit seiner Berufung gegen ein Urteil des Sozialgerichts
Gelsenkirchen, das die Klage auf Ã�bernahme der Kosten eines
Widerspruchsverfahrens abgewiesen hat.
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Der 0000 geborene KlÃ¤ger bezog in der Vergangenheit Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem SGB II vom Beklagten. Bezugnehmend auf
Bescheide vom 15.03.2012, 04.06.2012, 26.04.2013 und 11.12.2013 machte die
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit mit Schreiben vom 24.09.2020 einen Forderungseinzug
i.H.v. 509,97 â�¬ geltend. Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte legte mit Schreiben vom
13.10.2020 gegen diese Bescheide â��Widerspruch/WidersprÃ¼cheâ�� ein mit der
BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger habe die Bescheide nicht erhalten. Der Beklagte verwarf
den Widerspruch gegen die o.g. Bescheide mit Widerspruchsbescheid vom
15.10.2020 als unzulÃ¤ssig.

Die Klage, gerichtet auf Freistellung von der Kostenlast und ausweislich des
Antrages im Verhandlungstermin, die Kosten des Widerspruchsverfahrens gegen die
Bescheide vom 15.03.2012, 04.06.2012, 26.04.2013 und 11.12.2013 nach
MaÃ�gabe der gesetzlichen Vorschriften zu Ã¼bernehmen, hat das Sozialgericht
mit Urteil vom 17.01.2023 abgewiesen. Auf die BegrÃ¼ndung wird Bezug
genommen.

Gegen das am 26.01.2023 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 22.02.2023
Berufung eingelegt. Er verfolgt sein Begehren weiter.

Der KlÃ¤ger beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 17.01.2023 zu Ã¤ndern und den
Beklagten unter Aufhebung des Widerspruchsbescheides vom 15.10.2020 zu
verurteilen, die Kosten des Widerspruchsverfahrens gegen die Bescheide vom
15.03.2012, 04.06.2012, 26.04.2013 und 11.12.2013 nach MaÃ�gabe der
gesetzlichen Vorschriften zu Ã¼bernehmen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Mit gerichtlicher VerfÃ¼gung vom 24.04.2023 hat der Senat den Beteiligten
mitgeteilt, dass die Berufung nicht statthaft sei, weil der Berufungsstreitwert von
mehr als 750 â�¬ nicht erreicht werde und beabsichtigt sei, die Berufung durch
Beschluss als unzulÃ¤ssig zu verwerfen.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakten des Beklagten verwiesen.

II.

Die Berufung ist nicht statthaft und daher nach Â§ 158 Satz 1 SGG als unzulÃ¤ssig
zu verwerfen. Die Entscheidung kann gemÃ¤Ã� Â§ 158 Satz 2 SGG durch Beschluss
ergehen. Der Senat hat nach AnhÃ¶rung (vgl. zu deren Notwendigkeit etwa BSG,
Beschluss vom 24.04.2008Â â�� B 9 SB 78/07 B) von dieser MÃ¶glichkeit Gebrauch
gemacht, da die Rechtslage eindeutig ist und eine Entscheidung durch Urteil nach
DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Sozialgericht nicht
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erforderlich ist (zur Notwendigkeit mindestens einer mÃ¼ndlichen Verhandlung:
BSG, Beschluss vom 09.12.2008 â�� B 8 SO 13/08 B).

GemÃ¤Ã�Â Â§Â 143 SGGÂ findet gegen Urteile der Sozialgerichte die Berufung an
das Landessozialgericht statt, soweit sich aus den folgenden Vorschriften nichts
anderes ergibt. Nach Â§Â 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG bedarf die Berufung der
Zulassung in dem Urteil des Sozialgerichts oder auf Beschwerde durch Beschluss
des Landessozialgerichts, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes bei einer
Klage, die â�� wie vorliegend â�� eine Geld-, Dienst- oder Sachleistung oder einen
hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft, 750 â�¬ nicht Ã¼bersteigt. Das gilt
gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 SGG nicht, wenn die Berufung wiederkehrende oder
laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betrifft.

Der Wert des Beschwerdegegenstands i.S.v. Â§Â 144 Abs. 1 SatzÂ 1 Nr. 1 SGG
richtet sich danach, was das Sozialgericht dem RechtsmittelklÃ¤ger versagt hat und
was er davon mit seinen BerufungsantrÃ¤gen weiterverfolgt. Bei einer Geldleistung
ist daher der Wert des Beschwerdegegenstands fÃ¼r das Berufungsverfahren nach
dem Geldbetrag zu berechnen, um den unmittelbar gestritten wird (vgl. hierzu
Beschluss des Senats vom 13.04.2021 â�� L 7 AS 498/21 B ER â��).

Die Berufung ist unstatthaft,Â weil ein Streitwert von mehr als 750 â�¬ (vgl. 144
Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 1 SGG) nicht erreicht wird. Bei einem unbezifferten Antrag ist
der Beschwerdewert unter BerÃ¼cksichtigung des klÃ¤gerischen Vorbringens nach
Ã¼berschlÃ¤giger Berechnung zu ermitteln (vgl.Â  BSG, Urteil vom 19.5.2021 â�� B
14 AS 389/20 B â�� Rn. 8 m.w.N.; Urteil vom 14.08.2008Â â��Â B 5 R 39/07 RÂ â��
juris, Rn. 11; Urteil vom 02.06.2004 â�� B 7 AL 38/03 R â�� juris, Rn. 13; Beschluss
des erkennenden Senats vom 01.06.2022 â�� L 7 AS 220/21; Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 144 Rn. 15b; Jungeblut in:
Rolfs/Giesen/MeÃ�ling/Udsching, BeckOK Sozialrecht, 67. Edition Ë�Stand:
01.12.2022Ë�, Â§Â 144 Rn. 22).

Bei â�� wie hier â�� noch erforderlicher, aber dem Grunde nach bereits mÃ¶glicher
Konkretisierung der angefallenen Kosten des Widerspruchsverfahrens obliegt es
dem KlÃ¤ger, sein wirtschaftliches Interesse am Ausgang des Rechtsstreits zu
konkretisieren oder fÃ¼r das Gericht konkretisierbar zu machen. Dies ist im
sozialgerichtlichen Klageverfahren nicht erfolgt. Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat
im Verhandlungstermin vom 17.01.2023 nur beantragt, â��die Kosten des
Widerspruchsverfahrens (â�¦) nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu
Ã¼bernehmenâ��. Zudem hat der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers trotz
Aufforderung und Erinnerung des Senats im Berufungsverfahren weder die an den
Beklagten noch an den KlÃ¤ger Ã¼bersandte Kostennote vorgelegt.

Im Rahmen der damit grundsÃ¤tzlich vorzunehmenden SchÃ¤tzung der Kosten des
Widerspruchsverfahrens kann der Senat sich an allgemeinen gesetzlichen Vorgaben
orientieren (vgl. hierzu BSG, Beschluss vom 13.07.2022Â â�� BÂ 7Â AS 3/22 BÂ â��,
Rn. 7 â�� 9, juris). Insoweit betrÃ¤gt in sozialrechtlichen Angelegenheiten, in denen
im gerichtlichen Verfahren BetragsrahmengebÃ¼hren entstehen, der
GebÃ¼hrenrahmen der GeschÃ¤ftsgebÃ¼hr nach dem VergÃ¼tungsverzeichnis
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zum RVG (VV-RVG) zwar 50 â�¬ bis 640 â�¬, jedoch konnte fÃ¼r die
abzurechnende anwaltliche TÃ¤tigkeit eine GebÃ¼hr oberhalb der so genannten
SchwellengebÃ¼hr von 359 â�¬ nach Nr. 2302 VV-RVG nur gefordert werden, wenn
die TÃ¤tigkeit umfangreich oder schwierig war. Der Betrag i.H.v. 750,01 â�¬ wird
selbst dann nicht erreicht, wenn dem Betrag von 359 â�¬ ein 20%iger Aufschlag
sowie zusÃ¤tzlich ein 10%iger Aufschlag auf die Auslagenpauschale hinzugerechnet
wird (vgl. auch BSG, Beschluss vom 13.07.2022 â�� B 7 AS 3/22 BÂ â��, Rn. 7 â��
9, juris; Beschluss des erkennenden Senats vom 28.04.2023 â�� L 7 AS 362/23 B).

Soweit der BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers im Berufungsverfahren geltend macht,
dass â��mehrere WidersprÃ¼che gegen mehrere Bescheide erhoben worden seien
und deswegen insgesamt der Beschwerdewert der Berufung erreicht seiâ��, weist
der Senat darauf hin, dass lediglich mit einem Schreiben vom 13.01.2020
â��Widerspruch/WidersprÃ¼cheâ�� gegen die Bescheide vom 15.03.2012,
04.06.2012, 26.04.2013 und 11.12.2013 eingelegt wurde und der Beklagte mit
(einem) Widerspruchsbescheid vom 15.10.2020 den Widerspruch gegen die o.g.
Bescheide als unzulÃ¤ssig verworfen hat.

Die Ausnahmeregelung desÂ Â§Â 144 Abs. 1 SatzÂ 2 SGG, nach der eine Berufung
auch bei einem Beschwerdewert unterhalb von 750 â�¬ zulÃ¤ssig ist, greift nicht
ein. Die hierfÃ¼r erforderliche Voraussetzung, dass die Berufung wiederkehrende
oder laufende Leistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr betrifft, liegt nicht vor.

Auch eine Berufungszulassung seitens des Sozialgerichts liegt nicht vor. Das
Sozialgericht hat die Berufung weder im Tenor noch in den EntscheidungsgrÃ¼nden
zugelassen. Soweit das Sozialgericht ausfÃ¼hrt, dass der Beschwerdewert von 750
â�¬ Ã¼berschritten ist, da auf den maximal mÃ¶glichen Beschwerdewert
abzustellen sei, d.h. von der HÃ¶chstgebÃ¼hr bei der GeschÃ¤ftsgebÃ¼hr
auszugehen sei, handelt es sich dabei nicht um eine Zulassung der Berufung. Auch
die fehlerhafte Rechtsmittelbelehrung des Sozialgerichts ist keine
Berufungszulassung. Dass die Rechtsmittelbelehrung die Berufung erwÃ¤hnt,
genÃ¼gt nicht fÃ¼r die Annahme, die Berufung sei zugelassen (vgl. m.w.N.: Keller
in: Meyer-Ladewig, SGG, 13. Aufl., Â§ 144 Rn. 40).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da RevisionszulassungsgrÃ¼nde iSv Â§Â§ 158
Satz 3, 160 Abs. 2 SGGÂ nicht vorliegen.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieser Beschluss kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses
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schriftlich oder in elektronischer Form beim

Bundessozialgericht, Postfach 41 02 20, 34114
KasseloderBundessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel

einzulegen.

Die Beschwerdeschrift muss bis zum Ablauf der Monatsfrist bei dem
Bundessozialgericht eingegangen sein.

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

â�� von der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist und Ã¼ber
das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) eingereicht wird oder

â�� von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren
Ã�bermittlungsweg gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung -ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung. Weitergehende
Informationen zum elektronischen Rechtsverkehr kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal
des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  jeder Rechtsanwalt,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedsstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  selbstÃ¤ndige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial-
oder berufspolitischer Zwecksetzung fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
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gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder,

â��Â Â Â Â Â Â Â Â Â  juristische Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im
wirtschaftlichen Eigentum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die
juristische Person ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser
Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder
ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder
entsprechend deren Satzung durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten haftet.

Die vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften und juristischen Personen
mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt handeln. BehÃ¶rden
und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse sowie
private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich durch eigene BeschÃ¤ftigte
mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum
Richteramt anderer BehÃ¶rden oder juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts
einschlieÃ�lich der von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben
gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten lassen.

Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Handelt
es sich dabei um eine der vorgenannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen, muss diese durch Personen mit BefÃ¤higung zum Richteramt
handeln.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Beschlusses
von einem zugelassenen BevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer Form
zu begrÃ¼nden.

In der BegrÃ¼ndung muss die grundsÃ¤tzliche Bedeutung der Rechtssache
dargelegt oder die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts, von der der Beschluss abweicht, oder ein
Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann,
bezeichnet werden. Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 
128 Abs. 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz nicht und eine Verletzung des Â§ 103
Sozialgerichtsgesetz nur gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem
Beweisantrag ohne hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

FÃ¼r die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision kann ein Beteiligter,
der nicht schon durch die oben genannten Vereinigungen, Gewerkschaften oder
juristischen Personen vertreten ist, Prozesskostenhilfe zum Zwecke der Beiordnung
eines Rechtsanwalts beantragen.
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Der Beteiligte kann die Prozesskostenhilfe selbst beantragen. Der Antrag ist beim
Bundessozialgericht entweder schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen
oder mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren.

Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen. Hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck kann von allen Gerichten oder durch den Schreibwarenhandel bezogen
werden.

Wird Prozesskostenhilfe bereits fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde begehrt, so
mÃ¼ssen der Antrag und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse â�� gegebenenfalls nebst entsprechenden Belegen
â�� bis zum Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der Beschwerde (ein Monat nach
Zustellung des Beschlusses) beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Mit dem Antrag auf Prozesskostenhilfe kann ein zur Vertretung bereiter
Rechtsanwalt benannt werden.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Anwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag der
beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden.

Das Bundessozialgericht bittet darÃ¼ber hinaus um je zwei weitere Abschriften.

Schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, sind als
elektronisches Dokument zu Ã¼bermitteln. Ist dies aus technischen GrÃ¼nden
vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die Ã�bermittlung nach den allgemeinen
Vorschriften zulÃ¤ssig. Die vorÃ¼bergehende UnmÃ¶glichkeit ist bei der
Ersatzeinreichung oder unverzÃ¼glich danach glaubhaft zu machen; auf
Anforderung ist ein elektronisches _Â  Dokument nachzureichen. Gleiches gilt fÃ¼r
die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG zur VerfÃ¼gung steht (Â§
65d SGG).

Erstellt am: 27.11.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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